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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
 

6 StR 344/21 
 

vom 

24. August 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen Wohnungseinbruchdiebstahls 
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Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 24. August 2021 beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des 

Landgerichts Schweinfurt vom 19. März 2021 dahin geändert, 

dass  

a) der Angeklagte in Fall II.B.2 der Urteilsgründe wegen 

Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe von drei Monaten 

verurteilt und 

b) die Einziehung des Wertes von Taterträgen in Höhe von 

13.099 Euro angeordnet ist. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.  

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu 

tragen.  

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Wohnungs-

einbruchdiebstahls in zehn Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren 

und sechs Monaten verurteilt und die Einziehung des Wertes von Taterträgen 

angeordnet. Hiergegen richtet sich die auf die Sachrüge gestützte Revision des 

Angeklagten. Das Rechtsmittel hat den aus der Entscheidungsformel 

ersichtlichen Teilerfolg (§ 349 Abs. 4 StPO); im Übrigen ist es unbegründet im 

Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 
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1. Der Schuldspruch hält in Fall II.B.2 der Urteilsgründe rechtlicher 

Überprüfung nicht stand. Die Urteilsgründe belegen nicht, dass der Angeklagte 

zur Ausführung der Tat in eine Wohnung eingebrochen ist (§ 244 Abs. 1  

Nr. 3 StGB in der bis zum 30. Juni 2017 geltenden Fassung). Nebenräume 

unterfallen dem Wohnungsbegriff dann, wenn sie durch eine unmittelbare 

Verbindung dem Wohnbereich typischerweise zuzuordnen sind, weil sie – wie 

etwa die Kellerräume eines Einfamilienhauses – mit der Wohnung räumlich und 

baulich eine Einheit bilden bzw. so mit ihr verbunden sind, dass keine erheblichen 

Zugangshindernisse zu den Wohnräumen mehr bestehen (vgl. BGH, Urteil vom 

22. Februar 2012 – 1 StR 378/11, NStZ 2013, 120; Beschlüsse vom 5. Septem-

ber 2017 – 5 StR 361/17, NStZ-RR 2018, 14, 15; vom 24. März 2021  

– 6 StR 46/21). Daran fehlt es hier. Denn die betroffene Garage war durch einen 

Zwischenraum vom Wohngebäude baulich und räumlich getrennt. Der Senat 

schließt aus, dass hierzu noch weitere Feststellungen getroffen werden können, 

und ändert den Schuldspruch in entsprechender Anwendung von § 354  

Abs. 1 StPO.  

Der Senat erkennt aus prozessökonomischen Gründen auf die in § 243 

Abs. 1 Satz 1 StGB (aF) bestimmte Mindeststrafe von drei Monaten Freiheits-

strafe (§ 354 Abs. 1 StPO analog). Angesichts der Erwägungen des Landgerichts 

zur Ablehnung eines minder schweren Falls nach § 244 Abs. 3 StGB (aF) sowie 

des Seriencharakters der Tat kann er ausschließen, dass die Strafkammer eine 

Entkräftung der in der Vorschrift angeordneten Regelwirkung angenommen oder 

eine Geldstrafe verhängt hätte. Mit Blick auf die verbleibenden Freiheitsstrafen 

von zwei Jahren und sechs Monaten, zwei Jahren und drei Monaten und sieben 

Mal einem Jahr und zehn Monaten wird der Gesamtstrafenausspruch hierdurch 

nicht tangiert. 
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2. Die Einziehungsentscheidung hält insoweit rechtlicher Prüfung nicht 

stand, als die Strafkammer bei der Berechnung des Einziehungsbetrags in Fall 

II.B.6 der Urteilsgründe versehentlich einen Wert der Tatbeute von 400 Euro 

(statt 350 Euro) berücksichtigt hat. Der Senat korrigiert die Einziehungsentschei-

dung entsprechend. 

König                                                       Feilcke                                             Tiemann 

                           Fritsche                                         von Schmettau 

Vorinstanz: 

Landgericht Schweinfurt, 19.03.2021 - 1 KLs 9 Js 2153/19 
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